
Bauherren und Auftraggeber gehen 
oft von einer auf den ersten Blick 
einfach erscheinenden Prämisse 

aus: Mit einer rechtskräftigen Baubewilli-
gung in der Tasche kann das Bauen losge-
hen. Der Errichtung eines Bauvorhabens 
steht nichts mehr im Weg und somit 
kann nach dem Spatenstich mit der Aus-
führung des Bauvorhabens begonnen 
werden. Doch Obacht! Im Zuge der Errich-
tung könnte sich herausstellen, dass die 
Inanspruchnahme des Nachbargrund-
stücks – beispielsweise durch Querung 
des nachbarlichen Luftraums mit dem 
Horizontausleger und/oder der Aus-
gleichslast eines Turmdrehkrans – un-
ausweichlich ist, um keinen allzu großen 
Zeitverzug zu erleiden. Weder Bauherr, 
Planer noch Professionist haben dieses 
Szenario, welches in der Praxis häufig 
vorkommt, vor Baubeginn bedacht. Wie 
geht es nunmehr weiter? Diese Frage stel-
len sich Betroffene des Öfteren. Noch 
schwieriger wird es, wenn Nachbarn, de-
ren Grundstücke vorübergehend in An-
spruch genommen werden (müssen), we-
der gesprächsbereit sind noch lösungsori-
entiert agieren. Welche öffentlich-rechtli-
chen Aspekte gilt es in diesen 
Situationen zu bedenken?

In Vorarlberg findet sich die öffentlich-
rechtliche Bestimmung zur vorübergehen-

den Benutzung eines Nachbargrunds in  
§ 14 Vorarlberger Baugesetz (Vlbg BauG). 
Gemäß § 14 Abs 1 Vlbg BauG ist das Be-
treten und die vorübergehende Benüt-
zung fremder Grundstücke und Bauwerke 
(zB Ausschwenken eines Turmkrans über 
dem Nachbargrund) durch den Eigentü-
mer und den sonst hierüber Verfügungs-
berechtigten zu dulden, wenn es zur Her-
stellung der nach diesem Gesetz erforder-
lichen Pläne sowie zur Durchführung von 
Bauvorhaben einschließlich der Beförde-
rung von Baumaterialien notwendig ist 
und wenn diese Arbeiten auf andere Wei-
se nicht oder nur unter unverhältnismä-
ßig hohen Mehrkosten durchgeführt wer-
den könnten. Notwendige Maßnahmen 
im Sinne dieser Bestimmung müssen je-
denfalls zulässige Maßnahmen sein. Die 
Inanspruchnahme des Nachbargrunds zur 
dauernden Unterfangung eines Gebäudes 
ist etwa keine zulässige notwendige Maß-
nahme. Daneben müssen die Arbeiten 
entweder auf andere Weise nicht oder nur 
unter unverhältnismäßig hohen Mehrkos-
ten durchgeführt werden können. Bei der 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit kommt 
es nicht auf die Finanzkraft des Bauherrn 
an. Es sind die Kosten des jeweiligen Bau-
vorhabens ohne Benützung der Nachbar-
liegenschaft den Kosten mit deren Benüt-
zung gegenüberzustellen. Mehrkosten 
ohne Inanspruchnahme des Nachbar-
grundstücks von 50% sind nach der Recht-
sprechung jedenfalls unzumutbare hohe 
Kosten.

Nunmehr stellt sich die Frage, wie Bau-
herren bei Inanspruchnahme des Nach-
bargrunds vorzugehen haben. Dieses Sze-
nario regelt § 14 Abs 2 Vlbg BauG. Dem-
nach ist der Nachbar von der beabsichtig-
ten Inanspruchnahme seines Grundstücks 
mindestens zwei Wochen vorher schrift-
lich zu verständigen. Wird die Inanspruch-
nahme des Grundstücks oder Bauwerkes 
verweigert, hat der Bauherr einen Antrag 
über die Inanspruchnahme des Nachbar-

grunds – weil notwendig – bei der Baube-
hörde zu stellen. Sofern keine Einigung 
zwischen Bauherrn und Nachbar vorliegt 
und ein solcher Antrag auf Inanspruch-
nahme des Nachbargrunds gestellt wurde, 
hat die Baubehörde nach zweckentspre-
chenden Ermittlungen über die Notwen-
digkeit, den Umfang und damit auch über 
die Dauer der Benützung des fremden 
Grundes zu entscheiden. Die Baubehörde 
entscheidet mit Bescheid, der vom Nach-
bar angefochten werden kann und dem-
entsprechend eine allfällige Verfahrens-
verzögerung mit sich bringen kann. Aus 
Sicht der Praxis ist ein Einvernehmen zwi-
schen Bauherrn und Nachbarn die opti-
malste und schnellste Variante, der – im 
Vergleich zu einem behördlichen bzw ge-
richtlichen Verfahren – immer den Vorzug 
zu geben ist. 

Freilich hat der Verursacher nach Been-
digung der Arbeiten den früheren ur-
sprünglichen Zustand wiederherzustellen 
(Wiederherstellungspflicht). Liegt ein nicht 
behebbarer Schaden vor, das heißt, es ist 
nicht möglich, einen Zustand herzustel-
len, der dem Vorherigen entspricht, ist ein 
vereinbarter oder von einem Sachverstän-
digen ermittelter Geldbetrag als Entschä-
digung zu leisten. Kommt keine Einigung 
über die Entschädigung zustande, so kann 
der Eigentümer des Nachbargrunds, bei 
sonstigem Verlust des Anspruchs, spätes-
tens drei Jahre nach Beendigung der Ar-
beiten die Festsetzung der Entschädigung 
bei der Bezirkshauptmannschaft beantra-
gen. Die Bezirkshauptmannschaft hat die 
Entschädigung mit Bescheid festzusetzen. 
Der Anspruch, der ausschließlich mittels 
eines Antrags geltend gemacht werden 
kann, muss vom Nachgrundstückseigentü-
mer innerhalb der materiellrechtlichen 
Dreijahresfrist – bei sonstigem Anspruchs-
verlust – gestellt werden. Eine amtswegige 
Entscheidung seitens der Bezirkshaupt-
mannschaft als zuständige Behörde 
kommt nicht in Betracht. � ◊

Der Kran im Luftraum 
Rechtsexperte Stefan Lampert erklärt, was man im Ländle beim 
Errichten eines Baukrans speziell beachten muss.
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